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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1952 Ausgegeben am 30. August 1952 34. Stück

157. Bundesverfassungsgesetz: Neuerliche Abänderung des Volksgerichtsverfahrens- und Vermögensverfalls-
gesetzes 1947.

158. Bundesgesetz: Abänderung und Ergänzung des Bundesgesetzes über die Bekämpfung unzüchtiger Veröffent-
lichungen und den Schutz der Jugend gegen sittliche Gefährdung.

1 5 0 . Bundesgesetz: 2. Novelle zum Notarversicherungsgesetz 1938.
160. Bundesgesetz: II. Strafgesetznovelle 1952.
1 6 1 . Bundesgesetz: Strafprozeßnovelle 1952.
162. Verordnung: Eichgebührenordnung 1952.

1 5 7 . Bundesverfassungsgesetz vom 16. Juli
1952, womit das Volksgerichtsverfahrens-
und Vermögensverfallsgesetz 1947, BGBl.

Nr. 213, neuerlich geändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Volksgerichtsverfahrens- und Vermögens-
verfallsgesetz 1947, BGBl. Nr. 213, in der Fas-
sung des Artikels VII der II. Strafgesetznovelle
1947, BGBl. Nr. 243, und des Artikels III der
Strafgesetznovelle 1950, BGBl. Nr. 89, wird ge-
ändert wie folgt:

1. Der im § 26 Abs. 1 für die Beurteilung der
strafbaren Handlung maßgebende Betrag wird
von 1000 S auf 1500 S erhöht.

2. Die im § 26 Abs. 2 und 3 und im § 27
bestimmten Obergrenzen der dort angedrohten
Geldstrafen werden von 200.000 S auf 600.000 S,
von 20.000 S auf 60.000 S, von 50.000 S auf
150.000 S und von 5000 S auf 15.000 S erhöht.

Artikel II.

(1) Ar t . I Z. 1 ist auch auf strafbare H a n d -
lungen anzuwenden, die zwar vo r dem Beginn
der Wirksamkeit dieses Bundesverfassungsge-
setzes, aber nach dem 1. Oktober 1951 begangen
worden sind.

(2) Wird der Verurtei l te in einem wiederauf-
genommenen Verfahren n u r deshalb zu einer
geringeren Strafe verurteil t , weil an die Stelle
des im ersten Urtei l angewendeten Strafgesetzes
eine für ihn günstigere Bestimmung dieses Bun-
desverfassungsgesetzes getreten ist, so ha t er auf
Entschädigung keinen Anspruch.

Artikel III.
Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-

gesetzes ist das Bundesministerium für Justiz be-
traut.

Körner
Figl Tschadek

1 5 8 . Bundesgesetz vom 3. Juli 1952, wo-
mit das Bundesgesetz vom 31. März 1950,
BGBl. Nr. 97, über die Bekämpfung un-
züchtiger Veröffentlichungen und den Schutz
der Jugend gegen sittliche Gefährdung ab-

geändert und ergänzt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 31. März 1950, BGBl.
Nr. 97, über die Bekämpfung unzüchtiger Ver-
öffentlichungen und den Schutz der Jugend gegen
sittliche Gefährdung, in der Fassung der Kund-
machung des Bundeskanzleramtes vom 4. April
1952, BGBl. Nr. 81, wird abgeändert und
ergänzt wie folgt:

1. Die beiden ersten Absätze des § 11 er-
halten folgende Fassung:

„(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über
einen im § 10 Abs. 1 bezeichneten Antrag inner-
halb von drei Tagen zu entscheiden und hier-
über sowie über jede von Amts wegen angeord-
nete Verbreitungsbeschränkung unverzüglich dem
Landeshauptmann zu berichten.

(2) Der Landeshauptmann kann auch unmittel-
bar von Amts wegen oder auf Antrag der im
§ 10 Abs. 1 genannten Behörden oder Personen
die im § 10 vorgesehenen Verbreitungsbeschrän-
kungen für das ganze Bundesland anordnen."

2. Der § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die vom Landeshauptmann getroffenen

Entscheidungen (Abs. 1 und § 11 Abs. 2) sind
endgültig. Die Bestimmungen des Art. 109 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 bleiben hiedurch unberührt."

3. Nach § 17 wird ein neuer Paragraph fol-
genden Wortlautes eingefügt:

„§ 18. Bis zum Inkrafttreten des im § 1 des
Bundesverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/1946,
angekündigten Bundesverfassungsgesetzes sind
die Aufgaben, die nach § 11 Abs. 1 und 2 und
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nach § 12 Abs. 2 dem Landeshauptmann zu-
kommen, von den Sicherheitsdirektionen zu be-
sorgen."

4. Der bisherige § 18 wird als § 19 bezeichnet
und erhält folgende Fassung:

„§ 19. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes sind hinsichtlich der §§ 1 bis 4, 6 bis 9
und 15, 16 lit. a und 17 das Bundesministerium
für Justiz, hinsichtlich des § 5 das Bundesministe-
rium für Justiz und das Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau, je nach ihrem Wir-
kungskreis, hinsichtlich der §§ 10 bis 12 und 18
das Bundesministerium für Inneres im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Unter-
richt, hinsichtlich der §§ 13 und 14 das Bundes-
ministerium für Inneres und hinsichtlich des
§ 16 lit. b die Bundesregierung betraut."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Inneres im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Unter-
richt betraut.

Körner
Figl Helmer Kolb

159. Bundesgesetz vom 3. Juli 1952,
womit das Notarversicherungsgesetz 1938,
BGBl. Nr. 2/1938, abgeändert und ergänzt
wird (2. Novelle zum Notarversicherungs-

gesetz 1938).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Notarversicherungsgesetz 1938, BGBl.
Nr. 2/1938, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 142/1947 und BGBl. Nr. 174/1951
wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. § 10 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Ist der Rentenempfänger derart hilflos, daß

er ständiger Hilfe und Wartung bedarf, so ge-
bührt ihm ein Zuschuß im Ausmaße von 20 vom
Hundert der Invaliditätsrente ohne Zusatzrente."

2. § 11 Abs. 1 lit. b hat zu lauten:
„b) aus einem Steigerungsbetrag von 1'25 S

monatlich für jeden anrechenbaren Beitrags-
monat vor dem 1. Jänner 1948, von 2 S
monatlich für jeden anrechenbaren Beitrags-
monat aus der Zeit vom 1. Jänner 1948
bis 30. Juni 1949 und von 250 S monatlich
für jeden anrechenbaren Beitragsmonat
nach dem 30. Juni 1949, doch werden
höchstens 480 Beitragsmonate angerechnet;
der Steigerungsbetrag unterliegt der Er-
höhung nach § 3 des 2. Notarversicherungs-
Anpassungsgesetzes, BGBl. Nr. 174/1949,
nicht;".

3. Dem bisherigen einzigen Absatz des § 13,
der die Bezeichnung „(1)" erhält, ist folgender
Absatz anzufügen:

„(2) Abs. 2 und 3 des § 10 finden entsprechend
Anwendung."

4. Im § 18 Abs. 2 erster Satz ist das Wort
„Dreifache" durch das Wort „Sechsfache" zu er-
setzen.

5. Im § 36 Abs. 2 lit. a und b ist die Zahl „5"
durch die Zahl „7" zu ersetzen.

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1952
in Kraft.

(2) Die im Art. I Z. 2 vorgesehene Änderung
der lit. b des § 11 Abs. 1 des Notarversicherungs-
gesetzes 1938 gilt nicht für die vor dem Wirk-
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes angefallenen
Hinterbliebenenrenten.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Körner
Figl Maisel

1 6 0 . Bundesgesetz vom 16. Juli 1952
über die Erhöhung der Wertgrenzen und
Geldstrafen in den Strafgesetzen (II. Straf-

gesetznovelle 1952).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Die in den Strafgesetzen festgesetzten, für die
Beurteilung gerichtlich strafbarer Handlungen
maßgebenden Beträge werden wie folgt erhöht:

Von 100 S auf 150 S, von 1000 S auf 1500 S,
von 2000 S auf 4000 S, von 5000 S auf 10.000 S
und von 10.000 S auf 30.000 S.

Artikel II.

(1) Folgende vor dem 1. Jänner 1948 in ge-
setzlichen Vorschriften ziffermäßig festgesetzte
Geldbeträge werden, sofern im folgenden nichts
anderes bestimmt ist, auf das Dreifache erhöht:

1. die Obergrenzen aller auf gerichtlich straf-
bare Handlungen angedrohten Geldstrafen;

2. die Obergrenzen aller in den Gesetzen über
das strafgerichtliche Verfahren angedrohten
Geldstrafen;

3. der im § 376 der Strafprozeßordnung festge-
setzte Betrag.
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(2) Strafgesetzliche Vorschriften, wonach eine
Geldstrafe bei bestimmten erschwerenden Um-
ständen zu verdoppeln ist, werden durch die Be-
stimmung des Abs. 1 Z. 1 nicht berührt.

Artikel III.

Das österreichische Strafgesetz 1945, ASlg.
Nr. 2, wird geändert wie folgt:

1. § 26 lit g hat zu lauten:

„g) Entziehung aller auf die Pensionsvorschrif-
ten gegründeten Pensionen, Provisionen,
Erziehungsbeiträge oder sonstigen Bezüge
jeweils zur Hälfte, jedoch nicht unter dem
Betrag, der jeweils nach den Vorschriften
über den Pfändungsschutz für Arbeitsein-
kommen frei bleiben muß, sowie aller
Gnadengaben.";

2. im § 241 hat der zweite Absatz zu lauten:
„Die Geldstrafe beträgt mindestens 30 S.';

3. im § 532 in der Fassung der II. Strafgesetz-
novelle 1947, BGBl. Nr. 243, tritt an die Stelle
des Betrages von 5000 S der Betrag von 15.000 S.

Artikel IV.

Das Strafanwendungsgesetz, StGBl. Nr. 148/
1945, wird geändert wie folgt:

1. In den §§ 2 und 3 tritt an die Stelle des
Betrages von 300 S der Betrag von 900 S;

2. im ersten Absatz des § 8 in der Fassung
der II. Strafgesetznovelle 1947, BGBl. Nr. 243,
treten an die Stelle Her Beträge von 5 S,
200.000 S und 25.000 S die Beträge von 30 S,
600.000 S und 75.000 S.

Artikel V.

In den §§ 17 bis 21 des Gesetzes vom 4. Jän-
ner 1903, RGBl. Nr. 10, mit welchem einige
abändernde und ergänzende Bestimmungen zu
dem Gesetze vom 1. April 1875, RGBl. Nr. 67,
betreffend die Organisierung der Börsen, erlassen
werden, werden die Obergrenzen der dort an-
gedrohten Geldstrafen auf 150.000 S erhöht.

Artikel VI.

Im Bundesgesetz vom 26. September 1923,
BGBl. Nr. 531, gegen den unlauteren Wettbe-
werb, werden die Obergrenzen der Geldstrafen
im § 4 Abs. 1 auf 15.000 S und in den §§ 8
Abs. 1, 10 Abs. 1, 11 Abs. 1 und 12 Abs. 1
jedesmal auf 150.000 S erhöht.

Artikel VII.

Das Markenschutzgesetz, BGBl. Nr. 206/1947,
in der Fassung der Gewerbl. Rechtsschutz-
Novelle 1951, BGBl. Nr. 210, wird geändert wie
folgt:

1. Im § 23 Abs. 1 tritt an die Stelle des Be-
trages von 50.000 S jedesmal der Betrag von
150.000 S;

2. im § 27 Abs. 3 tritt an die Stelle des Be-
trages von 40.000 S der Betrag von 120.000 S.

Artikel VIII.

Das Suchtgiftgesetz 1951, BGBl. Nr. 234, wird
geändert wie folgt:

1. Im § 6 Abs. 1 tritt an die Stelle des Betrages
von 25.000 S der Betrag von 150.000 S;

2. im § 9 Abs. 2 treten an die Stelle der Be-
träge von 5000 S und 50.000 S die Beträge von
15.000 S und 150.000 S.

Artikel IX.

Das Lebensmittelgesetz 1951, BGBl. Nr. 239,
wird geändert wie folgt:

1. In den §§ 11, 12, 14, 15, 16 und 18 tritt
an die Stelle des Betrages von 5000 S jedesmal
der Betrag von 15.000 S;

2. im § 12 tritt an die Stelle des Betrages von
500 S der Betrag von 1500 S;

3. im § 17 Abs. 2 tritt an die Stelle des zuerst
angeführten Betrages von 5000 S der Betrag von
15.000 S und an die Stelle des zuletzt angeführ-
ten Betrages von 5000 S der Betrag von 30.000 S;

4. im § 19 tritt im Abs. 1 an die Stelle des
Betrages von 5000 S der Betrag von 30.000 S
und im Abs. 2 an die Stelle des Betrages von
50.000 S der Betrag von 150.000 S.

Artikel X.

(1) Ar t . I u n d A r t . IV Z. 1 sind auch auf straf-
bare Hand lungen anzuwenden, die zwar vor Be-
ginn der Wirksamkei t dieses Bundesgesetzes, aber
nach dem 1. O k t o b e r 1951 begangen worden
sind.

(2) W i r d der Verurtei l te in einem wiederauf-
genommenen Verfahren n u r deshalb zu einer
geringeren Strafe verurtei l t , weil an die Stelle
des im ersten Ur te i l angewendeten Strafgesetzes
eine für i h n günstigere Best immung dieses Bun-
desgesetzes getreten ist, so ha t er auf Entschä-
digung keinen Anspruch.

Art ikel XI.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am 15. Tage nach
seiner Kundmachung in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz bet raut .

Körner
Figl Tschadek
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1 6 1 . Bundesgesetz vom 16. Juli 1952,
womit Vorschriften des Strafverfahrens ge-
ändert und ergänzt werden (Strafprozeß-

novelle 1952).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Die österreichische Strafprozeßordnung, ASlg.
Nr . 1, wird geändert und ergänzt wie folgt:

1. Im § 5 entfällt der dri t te Absatz.

2. Nach § 45 werden folgende Bestimmungen
eingefügt:

„§ 45 a. (1) Ein Rechtsanwalt kann sich als
Verteidiger im ordentlichen Verfahren vor dem
Gerichtshof erster Instanz, jedoch unter Aus-
schluß der Hauptverhandlung vor dem Ge-
schwornengericht, auch durch einen bei ihm in
Verwendung stehenden Rechtsanwaltsanwärter,
der nicht in die Verteidigerliste eingetragen ist,
vertreten lassen, in der Hauptverhandlung vor
dem Schöffengericht aber nu r dann, wenn ein
solcher Rechtsanwaltsanwärter die Rechtsanwalts-
prüfung mi t Erfolg abgelegt ha t ; liegen rück-
sichtswürdige Gründe vor , so kann der Aus-
schuß der Rechtsanwaltskammer auf Antrag
eines Rechtsanwaltes mit Genehmigung des Ge-
richtshofes zweiter Instanz dem. Rechtsanwalts-
anwärter das Erfordernis der Prüfung erlassen,
sobald er an einer inländischen Hochschule den
rechtswissenschaftlichen Doktorgrad erlangt hat
und eine einjährige zivil- und strafgerichtliche
Praxis beim Gerichtshof erster Instanz und beim
Bezirksgericht sowie eine zweijährige Praxis in
der Rechtsanwaltschaft nachzuweisen vermag.

(2) Wurde über einen Rechtsanwaltsanwärter
eine Disziplinarstrafe nach § 12 Abs. 1 lit. c des
Gesetzes vom 1. April 1872, RGBl. Nr . 40, ver-
hängt, so ruh t die Vertretungsbefugnis nach
Abs. 1 von der Rechtskraft des Disziplinar-
erkenntnisses an während der Dauer der Strafe.

(3) Die Bestimmungen über die Ausschließung
von der Verteidigung (§ 40 Abs. 1) gelten für
den Rechtsanwaltsanwärter sowohl dann, wenn
die Ausschließungsgründe in seiner Person, als
auch dann, wenn sie in der Person des Rechts-
anwaltes bestehen, bei dem er in Verwendung
steht."

3. § 50 ha t zu lauten:
„§ 50. (1) Der Privatankläger, der Privatbetei-

ligte, Personen, die für Geldstrafen, Geldbußen
oder für die Kosten des Strafverfahrens haften,
oder die, ohne selbst beschuldigt oder angeklagt
zu sein, vom Verfall einer Sache bedroht sind,
sowie die gesetzlichen Vertreter dieser Personen,
können ihre Sache selbst führen; sie können sich
auch eines in die Verteidigerliste eingetragenen
Rechtsbeistandes oder eines anderen Bevollmäch-
tigten bedienen.

(2) Wenn es dem Gericht angemessen scheint,
kann es dem vom Gerichtsorte abwesenden P r i -
vatankläger, Privatbeteiligten, Haftungspflichti-
gen und dem vom Verfall Bedrohten auftragen,
einen an diesem Or te wohnenden Bevollmächtig-
ten zu bestellen, und anweisen, sich eines in die
Verteidigerliste eingetragenen Rechtsbeistandes
zu bedienen.

(3) Für die Ver t re tung eines in die Verteidiger-
liste eingetragenen Rechtsbeistandes gilt § 45 a
Abs. 1."

4. Nach § 236 werden folgende Best immungen
eingefügt:

„§ 236 a. (1) Die Bestimmungen des § 236 sind
auf die nach dem § 45 a und dem § 50 Abs. 3
tätigen Rechtsanwaltsanwärter sinngemäß a n z u -
wenden.

(2) Wird dem Rechtsanwaltsanwärter das W o r t
entzogen, so ist die Partei aufzufordern, für ih re
Ver t re tung durch eine andere Person zu sorgen;
dem Angeklagten kann das Gericht nötigenfalls
auch von Amts wegen einen Verteidiger er -
nennen.

(3) H a t der Gerichtshof zweiter Instanz d e m
Rechtsanwaltsanwärter die Befugnis entzogen,
als Vert re ter in Strafsachen zu erscheinen, so
wird hiedurch die Verhängung einer Disziplinar-
strafe nach den Bestimmungen des Gesetzes v o m
1. April 1872, RGBl . N r . 40, nicht ausgeschlos-
sen."

5. Die Ziffer 1 in § 260 hat zu lauten:
„ 1 . welcher T a t der Angeklagte schuldig be -

funden worden, u n d zwar un te r ausdrücklicher
Bezeichnung der einen best immten Strafsatz be -
dingenden Ta tumstände ;" .

6. Nach dem dr i t ten Absatz des § 284 wird
folgende Best immung als vierter Absatz ange-
fügt:

„(4) Dem Beschwerdeführer muß, sofern dies
nicht schon geschehen ist, eine Urteilsabschrift
zugestellt werden."

7. Der erste Satz im ersten Absatz des § 285
hat zu lauten:

„Der Beschwerdeführer hat das Recht, binnen
acht Tagen nach der Anmeldung der Nichtig-
keitsbeschwerde, wenn ihm eine Urteilsabschrift
aber erst nach der Anmeldung des Rechtsmittels
zugestellt wurde, binnen acht Tagen nach der
Zustellung eine Ausführung seiner Beschwerde-
gründe bei dem Gerichte in zweifacher Aus-
fertigung zu überreichen."

8. An Stelle des ersten Satzes im zweiten Ab-
satz des § 294 treten folgende Bestimmungen:

„Dem Beschwerdeführer muß, sofern dies
nicht schon geschehen ist, eine Urteilsabschrift
zugestellt werden. Der Beschwerdeführer hat das
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Recht, binnen acht Tagen nach der Anmeldung
der Berufung, wenn ihm eine Urteilsabschrift
aber erst nach der Anmeldung des Rechtsmittels
zugestellt wurde, binnen acht Tagen nach der
Zustellung eine Ausführung seiner Beschwerde-
gründe bei dem Gerichte in zweifacher Ausferti-
gung zu überreichen."

9. Der zweite Absatz im § 371 hat zu lauten:
„(2) Der rechtswirksame Ausspruch, daß eine

Ehe nichtig sei, bleibt jedoch stets dem Zivil-
gerichte vorbehalten. Das Strafgericht kann die
Nichtigkeit einer Ehe nur als Vorfrage be-
urteilen (§ 5)."

10. § 400 hat zu lauten:
„§ 400. (1) Die Zeit, die der Verurteilte nach

der Fällung des Urteils erster Instanz in anderer
Haft als Strafhaft zugebracht hat, ist insoweit
auf die Freiheits- und Geldstrafe anzurechnen,
als der Verurteilte die Haft nicht verschuldet hat .

(2) Über die Anrechnung hat das Gericht, das
in erster Instanz erkannte, mit Beschluß zu ent-
scheiden; gegen diesen Beschluß steht dem Ver-
urteilten und dem Ankläger das Rechtsmittel
der Beschwerde binnen acht Tagen zu."

11. Dem § 466 ist als siebenter Absatz folgende
Bestimmung anzufügen:

„(7) Dem Beschwerdeführer muß, sofern dies
nicht schon geschehen ist, eine Urteilsabschrift
zugestellt werden."

12. Der erste Absatz des § 467 hat zu lauten:
„(1) Der Beschwerdeführer hat das Recht,

binnen acht Tagen nach der Anmeldung der Be-
rufung, wenn ihm eine Urteilsabschrift aber erst
nach der Anmeldung des Rechtsmittels zugestellt
wurde, binnen acht Tagen nach der Zustellung
eine Ausführung der Gründe seiner Berufung
bei dem Bezirksgericht zu überreichen und allen-
falls neue Tatsachen oder Beweismittel un ter
genauer Angabe aller zur Beurteilung ihrer Er -
heblichkeit dienenden Umstände anzuzeigen."

Artikel II.

Das Gesetz über die bedingte Verurteilung
1949, BGBl. N r . 277/1949, wird geändert und
ergänzt wie folgt:

1. Im ersten Absatz des § 1 hat der erste Satz
zu lauten:

„Das Gericht kann die Vollziehung aller oder
einzelner Hauptstrafen vorläufig aufschieben,
wenn keine der abgeurteilten Taten im Gesetze
mit strengerer Freiheitsstrafe als mit fünf Jahren
Kerker oder schwerem Kerker bedroht ist, und
wenn aus besonderen Gründen die bloße Andro-
hung der Vollziehung allein oder in Verbindung
mit anderen Maßnahmen zweckmäßiger scheint
als die Vollstreckung der Strafe."

2. Im zweiten Absatz des § 1 hat der erste
Satz zu lauten:

„Wird die Vollziehung einer Hauptstrafe auf-
geschoben, so kann das Gericht in berücksichti-
gungswürdigen Fällen auch die Vollstreckung
aller oder einzelner damit verbundener Neben-
strafen aufschieben und anordnen, daß alle oder
einzelne mit der Verurteilung nach dem Gesetze
verbundenen Rechtsfolgen vorläufig nicht einzu-
treten haben."

3. Dem ersten Absatz des § 3 ist als Ziffer 4
folgende Bestimmung anzufügen:

„4. wenn nachträglich hervorkommt, daß der
Verurteilte den Aufschub durch falsche Angaben
erschlichen hat ."

4. Der zweite Absatz des § 3 ha t zu lauten:
„(2) Wurden wegen strafbarer Handlungen,

die nach der Zeit ihrer Begehung in einem ein-
heitlichen Verfahren (§ 56 StPO.) hätten ab-
geurteilt werden können, in zwei oder mehreren
Straferkenntnissen Strafen verhängt (§ 265
StPO.), und wurde die Vollziehung aller oder
einzelner Strafen vorläufig aufgeschoben, so ist
jeder Aufschub zu widerrufen, wenn er bei ge-
meinsamer Aburteilung aller strafbaren Hand-
lungen nicht gewährt worden wäre; daß die
Vollziehung einer oder mehrerer der Strafen aus
den Gründen des § 5 Abs. 1 nicht aufgeschoben
werden konnte, rechtfertigt jedoch für sich allein
den Widerruf nicht. Ein vorläufiger Aufschub der
Vollziehung kann nicht widerrufen werden,
wenn er gewährt wurde, obgleich die nach § 265
StPO. zu berücksichtigende Verurteilung akten-
kundig war. Soweit der vorläufige Aufschub der
Vollziehung nicht widerrufen wird, gilt für alle
unvollstreckten Urteile jene von mehreren
Probezeiten, die zuletzt endet."

5. Im ersten Absatz des § 7 ist nach dem ersten
Satz folgende Bestimmung einzufügen:

„Die Beschlußfassung über einen Widerruf
nach § 3 Abs. 2 liegt unter Gerichten gleicher
Ordnung jenem ob, dessen unvollstrecktes Urteil
zuletzt rechtskräftig wurde; unter Gerichten ver-
schiedener Ordnung entscheidet jenes höherer
Ordnung, dessen unvollstrecktes Urteil zuletzt
rechtskräftig wurde."

Artikel III.

Obergangsbestimmungen.

(1) Die Bestimmungen des Art . I Z. 6 bis 8, 11
und 12 gelten nicht für Urteile, die in erster
Instanz vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes gefällt wurden.

(2) § 400 StPO. ist in der Fassung des Art . I
Z. 10 nur anzuwenden, wenn bei Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes über die Anrechnung der
Haf t nicht bereits nach § 400 StPO. in seiner
bisherigen Fassung entschieden war.

(3) Der Widerruf eines vorläufigen Aufschubes
der Vollziehung nach § 3 Abs. 2 des Gesetzes
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über die bedingte Verurteilung 1949, BGBl.
Nr. 277/1949, in der Fassung des Art. II Z. 4
kann nicht ausgesprochen werden, wenn sämt-
lichen zusammengehörigen Straferkenntnissen
nur strafbare Handlungen zugrunde liegen, die
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes be-
gangen worden sind; in solchen Fällen ist der
vorläufige Aufschub der Vollziehung nur zu
widerrufen, wenn der Widerruf sowohl nach
dem bisherigen als auch nach dem geltenden
Recht zulässig ist.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz betraut.

Körner
Figl Tschadek

1 6 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 25. Juli
1952 über die im eichdienstlichen Verfahren
zu erhebenden Gebühren (Eichgebührenord-

nung 1952).

Auf Grund des § 57 des Bundesgesetzes vom
5. Juli 1950, BGBl. N r . 152, über das Maß- und
Eichwesen (Maß- u n d Eichgesetz-MEG.) wird im
Einvernehmen mi t dem Bundesministerium für
Finanzen verordnet :

§ 1. Z u l a s s u n g .

(1) Im Verfahren, betreffend die Zulassung von
Meßgeräten sind zu entr ichten:

a) die Anmeldegebühr gemäß Tarif A,

b) eine Gebühr für die bei der Erprobung
vorzunehmenden Überprüfungen in der
halben H ö h e der im Tarif C festgelegten
Gebühren.

(2) Die im Abs. 1 vorgeschriebenen Gebühren
sind ohne Rücksicht darauf zu entrichten, ob
ein neues Meßgerät oder die Änderung eines
bereits zugelassenen Gerätes angemeldet wird. Sie
sind ferner auch dann zu entrichten, wenn das
Verfahren nicht zur Zulassung des Meßgerätes
geführt ha t . Ebenso ha t der Antragsteller die
Gebühren auch dann zu bezahlen, wenn das zur
Zulassung eingereichte Meßgerät in das Eigentum
eines Dr i t t en übergegangen ist.

(3) Hinsichtlich der Barauslagen des Zulassungs-
verfahrens, insbesondere Mater ia l - und S t rom-
kosten, Reisekosten u n d Kommissionsgelder nach
der jeweils geltenden Reisegebührenvorschrif t ,
Transportkosten sowie der Kosten für Druck-
legung und Klischees gelten die Bestimmungen
des § 76 AVG. 1950.

§ 2.
V o r p r ü f u n g .

Für die Vorprüfung von Meßgeräten sind
Gebühren gemäß Tarif B einzuheben.

§ 3.

E i c h u n g .

Für die Eichung (eichtechnische Prüfung und
Stempelung) von Meßgeräten sind Gebühren
gemäß Tarif C einzuheben.

Z u r ü c k w e i s u n g .

Ergibt die eichtechnische Prüfung die Not-
wendigkeit der Zurückweisung von Meßgeräten,
so sind Gebühren gemäß Tarif D (Rückgabe-
gebühren) einzuheben.

§5.

Befundprüfung.

Für die Prüfung von Meßgeräten auf ihre
Verkehrsfähigkeit (Befundprüfung) sind Gebüh-
ren gemäß Tarif E einzuheben.

§ 6 .

Z e i t g e b ü h r .

Zeitgebühren gemäß Tarif F sind einzuheben,
sofern dies im Tarif C vorgesehen ist.

§ 7 .

E r m ä ß i g t e G e b ü h r e n .

Bei Eichungen und bei Zurückweisungen von
Milchkannen, Fässern, Wasserzählern, Gaszählern,
Elektrizitätszählern, Meßwandlern und Meß-
sätzen in Abfertigungsstellen (§ 34 Z. 3 MEG.)
tritt eine Ermäßigung der tarifmäßigen Gebüh-
ren um 30 v. H. ein, wenn der Antragsteller
alle zur Durchführung der Amtshandlung not-
wendigen Hilfspersonen und Hilfsmittel selbst
beistellt.

§ 8.

G e b ü h r fü r k u r z z e i t i g e Ö f f n u n g
des V e r s c h l u ß s t e m p e l s .

Müssen an Geräten vor Ablauf des Jahres der
Eichung geringfügige Eingriffe vorgenommen
werden, die weder auf die meßtechnischen Eigen-
schaften des Gerätes Einfluß haben können noch
seinen Verwendungsbereich erweitern, so wird
für die amtlich vorgenommene kurzzeitige Öff-
nung des Verschlußstempels eine Gebühr gemäß
Tarif G eingehoben, sofern das Organ der Eich-
behörde höchstens eine Stunde hiefür in An-
spruch genommen wird.
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§ 9
Z u s c h l ä g e f ü r a u s w ä r t i g e A m t s -

h a n d l u n g e n .

Wenn Vorprüfungen, Eichungen, Zurückwei-
sungen von Meßgeräten, Befundprüfungen und
kurzzeitiges Öffnen von Verschlußstempeln
weder in einer ständigen Amtsstelle im Sinne des
§ 34 Z. 1 MEG. noch im Bundesamt für Eich-
und Vermessungswesen durchgeführt werden
(auswärtige Amtshandlungen), sind Zuschläge ge-
mäß Tarif H einzuheben.

§ 10.

T r a n s p o r t k o s t e n .

Hinsichtlich der bei auswärtigen Amtshand-
lungen aus der Hin- und Rückbeförderung von
Eichmitteln entstehenden Kosten gelten die Be-
stimmungen des § 76 AVG. 1950.

§11.
V e r s ä u m n i s g e b ü h r .

(1) Kann eine auswärtige Amtshandlung nicht
durchgeführt werden, weil der Antragsteller die
vorgeschriebenen Vorbereitungen (Herrichtung
und Reinigung der Meßgeräte, Bereitstellung von
Eichmitteln und Arbeitshilfe) aus seinem Ver-
schulden nicht rechtzeitig getroffen hat, so ist
eine Versäumnisgebühr gemäß Tarif J Ziffer 1
einzuheben. Hinsichtlich der aufgelaufenen Reise-
kosten, Kommissionsgelder und Transportkosten
für Eichmittel gelten die Bestimmungen des
§ 76 AVG. 1950.

(2) Werden die von der Eichbehörde zur Ver-
fügung gestellten Eichmittel nicht rechtzeitig zu-
rückgestellt, so ist eine Versäumnisgebühr gemäß
Tarif J Ziffer 2 einzuheben.

§12 .

F ä l l i g k e i t u n d E n t r i c h t u n g d e r
G e b ü h r e n .

(1) Im Zulassungsverfahren werden die An-
meldegebühr bei der Einreichung des Zulassungs-
antrages, die übrigen im § 1 vorgesehenen Ge-
bühren mi t ihrer Vorschreibung fällig.

(2) Gebühren nach den §§ 2 bis 10 und § 11
Abs. 1 sind mit Beendigung der Amtshandlung,
die Gebühr nach § 11 Abs. 2 mi t dem Zei tpunkt
der Terminüberschreitung fällig.

(3) Das Bundesamt für Eich- und Vermes-
sungswesen kann in besonderen Fällen die Ein-
zahlung der Gebühren auf sein Postscheckkonto
bewilligen.

§ 13.

Die angeschlossenen Tarife A bis J sind ein
Bestandteil dieser Verordnung.

§14.

(1) Diese Verordnung tri t t mit 1. September
1952 in Wirksamkeit .

(2) Gleichzeitig treten die Verordnung vom
31. Juli 1948, BGBl. Nr . 6/1949, über die im
eichdienstlichen Verfahren zu erhebenden Ge-
bühren, und die Verordnung vom 7. März 1951,
BGBl. N r . 84, womit die Eichgebührenordnung,
BGBl. Nr . 6/1949, abgeändert und ergänzt wird,
außer Kraft.

Böck-Greissau
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